
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Newsletter Februar 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Heute möchte ich Ihnen den tiefen Eindruck wiedergeben, den der Gast 
unserer gestrigen Fraktionssitzung auf mich gemacht hat. Wenn etwas 
nachhaltig ist, dann war es dieser Besuch der ZDF Journalistin Katrin 
Eigendorf. Schnörkellos und wahrhaftig berichtete sie von einem Jahr 
Krieg in der Ukraine. Sie war da, hat mit den ukrainischen Soldaten im 
Graben gestanden, mit den Frauen gesprochen, die um ihre Männer und 
Söhne bangen, deren Kinder verschleppt sind, die bei den Verwundeten 
wachen und die alle Eines fürchten, mehr als Tod und Verlust, dass 
Putins Truppen die Ukraine besetzen. 
 
Sie hat es nicht gesagt, aber bei mir bleibt das Gefühl, dass Deutschland 
viel Leid hätte verhindern können, hätte es früher Waffen und Munition 
bestellt und geliefert. Die Ukrainische Armee, das schilderte Frau Ei-
gendorf eindrücklich, rationiert die Munition, die ihr noch verbleibt, 
während die russische Armee ihre Frühjahrsoffensive bereits begonnen 
hat. Es ist ein Kampf mit dem Rücken zur Wand. Von Frieden spräche 
dort niemand, sondern von Abwehr, Abwehr der russischen Truppen 
und Söldner aus dem eigenen Haus, aus dem eigenen Dorf, aus dem 
eigenen Land.  
 
Wie hohl klingt gegen diese Schilderung das Manifest von Sahra Wa-
genknecht und Alice Schwarzer und wie fern der Realität in der Ukraine 
ist die kalte Rede der einen und das dauergrinsende Gesicht der anderen 
bei ihrer Kundgebung vor dem Brandenburger Tor. Hier erheben sich 
zwei Deutsche über das Ukrainische Volk und entscheiden, dass die 
Ukraine Kompromisse machen müsse. Kompromisse? Das wären Zuge-
ständnisse an die russischen Kriegsziele. Und sie stellen sich vor das 
Brandenburger Tor und sprechen ihre selbsternannte Friedens-Bot-
schaft gen Westen. Nur 300 Meter hinter ihnen liegt die Russische Bot-
schaft. Die lassen sie unbehelligt. Ich finde das unfassbar. 
 
Um über dies und vieles mehr zu sprechen, lade ich Sie zum MdB-Fo-
rum am 13.04.23 um 19:00 in die CDU-Kreisgeschäftsstelle Soest ein.  

 
Ihr  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Vi-
deo aus dem Bundestag. Heute kommt es allerdings 
aus der Talkrunde von  
 

Markus Lanz vom 23.02.23. 
 
Besonders empfehle ich ab Minute 45 den Beitrag 
von Margarete Klein. Dort geht es um die Unterneh-
mungen der privaten Militärfirma Wagner, im Ein-
satz überall dort, wo Putin Unfrieden braucht. 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.zdf.de/gesellschaft/markus-lanz/markus-lanz-vom-23-februar-2023-102.html
https://www.zdf.de/gesellschaft/markus-lanz/markus-lanz-vom-23-februar-2023-102.html


 
  

Die Themen im Februar 

   
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 
 
 
 

 

 

 
 
 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

In Berlin  

 Digitale Mitgliederversammlung durchgesetzt 

 Pressekonferenz: Zukunft mit dem Wolf in Deutsch-

land - Bestandsgrenzen anerkennen 

 Gespräch zu Mehrgefahrenversicherung in der Land-

wirtschaft 

 Besuch im Bundestag:  

 - Sekundarschule Hugo Stern, Rüthen 

 - Besuch der Kreisjägerschaft Soest 

 
 

Im Wahlkreis  

 Campaign Your Future am Hubertus-Schwartz Berufskol-

leg 

 Hidden Champion: Besuch bei Schmitz & Söhne, Wickede 

 Gespräch mit Landwirtschaftsministerin Silke Gorißen 

 Minister Laumann im Bildungszentrum Soest 

 „Köstliche“ Besuche in Werl, Rüthen, Lippstadt und Soest 

bei SU und FU 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden 

Friedrich Merz  

 Kernbotschaften der Plenarwochen 

im Februar 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion Februar 2023   
z.B. 

 Verursacherprinzip beachten – Ausnahmemöglichkeiten für 

landwirtschaftliche Betriebe in roten Gebieten schaffen  

 Deutschlands Energieversorgung sichern und jetzt für den 
Winter 2023/2024 vorbereiten 

 Fristverlängerung für den beschleunigten Infrastrukturaus-
bau in der Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder 

 

 

Bürgersprechstunde im März 2023 

- Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
 
#Campaign Your Future  
Projekttage zu Demokratie, Teilhabe und European Grean Deal am Hubertus-

Schwartz Berufskolleg Soest 

  
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Programmpunkt Nr. 3 

Mein Kollege Heinrich Frieling MdL, Ratsfrau Iris Fenzlein  und ich waren der Pro-

grammpunkt Nr. 3 in dem mehrtägigen Projekt #Campaign your future am Hubertus-

Schwartz Berufskolleg in Soest. 

 

45 auszubildende Industriekaufleute und Großhandelskaufleute befassten sich mit dem 

Europäischen Green Deal  

Unter der Leitung des Anbieters für politische Bildung EUROSOC#DIGITAL hat das Be-

rufskolleg Projekttage zu demokratischer Partizipation durchgeführt und dafür ein großes 

Thema ausgesucht: Klimawandel und den Europäischen Green Deal. 45 auszubildende 

Industriekaufleute und Großhandelskaufleute haben an dem Projekt mitgewirkt. 

Der erste Tag zielte darauf ab, Wissen über das Wesen der Demokratie zu vermitteln, ins-

besondere zu Grundwerten der Demokratie jenseits von Wahlen und politischen Parteien 

wie etwa "Redefreiheit", "Organisationsfreiheit" und "freie Entfaltung der Persönlichkeit". 



 
  

Am zweiten Tag entwickelten die Berufsschüler eine eigene Kampagne, die im Zusammen-

hang mit dem Europäischen Green Deal steht und zeigt, wie dieser in ihrem direkten Um-

feld umgesetzt werden könnte.  

Im Anschluss – und hier kamen Iris Fenzlein, Heiner Frieling und ich ins Spiel - gab es 

eine Diskussionsrunde, bei der die Auszubildenden ihre Kampagnen vorstellten und mit 

uns Politikern debattierten. 

Die hoch interessanten Kampagnen reichten von alternativen Plastikverpackungen bis hin 

zu Ideen, die CO2 Emission zu senken und den ÖPNV attraktiver zu gestalten.  

 

Ein gelungenes Projekt 

Ein gelungenes Projekt, das auf der einen Seite zeigte, dass das Interesse an der politischen 

Teilhabe in der jungen Generation groß ist. Auf der anderen Seite zeigten die vorgestellten 

Kampagnen, dass die  große Herausforderung unserer Zeit, der Klimawandel, im Konkreten 

zu lösen ist und zwar direkt im eigenen Umfeld. Dazu hatten die Berufsschülerinnen und 

–schüler überzeugende Konzepte entwickelt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 
 
 
 
 
 



 
  

Hidden Champion: Besuch bei  SCHMITZ und Söhne  in 
Wickede 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Gern habe ich die Einladung zu  Schmitz und Söhne in Wickede (Ruhr) angenommen und 

mich mit Matthias Schmitz, Mitgeschäftsführer, zum Austausch getroffen. 

 

Schmitz und Söhne entwickelt und fertigt medizintechnische Möbel für Krankenhäuser 

und Arztpraxen. Das mittelständische, inhabergeführte Unternehmen in der vierten Gene-

ration ist weltweit tätig. Sein Vertriebspartner ist der medizintechnische Fachhandel. 

 

Hürde Bürokratie 

Die Themen des Austausches waren vielfältig. Herr Schmitz klärte mich über die Gesund-

heitswirtschaft und zu hohe bürokratische Hürden auf. Ein besonderes Anliegen war die 

MDR - Medical Device Regulation oder Europäische Medizinprodukteverordnung. Mit die-

ser Verordnung werden den Herstellern, die Medizinprodukte in der EU in Verkehr brin-

gen, zusätzliche Verpflichtungen auferlegt. Ziel ist es, die Sicherheit bestimmter Medizin-

produkte, implantierbarer medizinischer Geräte, Instrumente usw. zu gewährleisten. Die-

ses Ziel, so Matthias Schmitz, werde jedoch in vielen Bereichen verfehlt. In einigen Fällen 

würden sogar lebenswichtige Produkte durch die MDR unwirtschaftlich und verschwän-

den vom Markt. 

 

Auch aus meiner Sicht erweisen sich die Regelungen für Zertifizierungen nach der EU-

Medizinprodukteverordnung als viel zu bürokratisch und unklar, Gerade unseren innova-

tivsten Medtech Unternehmen muten wir viel zu. Im Vergleich zu dem FDA-System ent-

wickelt sich das EU-MDR-System als Wettbewerbsnachteil für den Medtech-Standort 

Deutschland und EU. Ziel ist es aber gerade, diese Traditionstechnologie in Deutschland 

zu halten und zu stärken. Die MDR muss dringend überarbeitet und weiter entwickelt wer-

den. Das habe ich nach Berlin mitgenommen. 

 

. 

Zurück zur Übersicht 



 
  

Gespräch mit NRW Landwirtschaftsministerin Silke 

Gorißen 
Viele Themen und große Gemeinsamkeiten  

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 

 

 

Zu einem ausführlichen Meinungsaustausch empfing mich die NRW-Landwirtschaftsmi-

nisterin Silke Gorißen in Düsseldorf. Für mich als Mitglied des Bundestagsausschusses für 

Ernährung und Landwirtschaft standen dabei aktuelle agrarpolitische Themen im Vorder-

grund, wie etwa die verpflichtende Haltungskennzeichnung bei Nutztieren, die Einschrän-

kungen zur Düngung in grundwasserbelasteten Bereichen sowie die von der EU-Kommis-

sion geplanten Verbote zum Einsatz von Pflanzenschutzmitteln in sensiblen Gebieten. 

Aber auch die kritische Situation auf dem landwirtschaftlichen Bodenmarkt sowie Fragen 

des gesundheitlichen Verbraucherschutzes kamen zur Sprache. 

 

In meiner Funktion als jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion legte 

ich  der Landesministerin den aktuellen Diskussionsstand im Bund zu Änderungen im 

Jagdrecht dar. Auf Landesebene besprachen wir Möglichkeiten zur Verbesserung der ASP-

Prävention und zur einheitlichen Verwaltungspraxis der Jagdbehörden bei der Jagdschein-

verlängerung. 

 

In meiner Funktion als LJV-Vizepräsident warb ich bei der Ministerin auch um finanzielle 

Unterstützung des Landes NRW bei der Sanierung umweltbelasteter jagdlicher Schieß-

stände. 

 

Gastrednerin auf Landesjägertag in Neuss 

Am Ende des 90-minütigen Vier-Augen-Gespräches bekräftigte Ministerin Gorißen ihren 



 
  

Wunsch, den konstruktiven Dialog mit der Jägerschaft in NRW fortzusetzen. Ferner 

brachte sie ihre Freude zum Ausdruck, auf dem diesjährigen Landesjägertag am 03.Juni 

2023 in Neuss als Gastrednerin der Jägerschaft ihre große Wertschätzung übermitteln zu 

dürfen.                Zurück zur Übersicht 

 

 

Karl-Josef Laumann übergibt Förderbescheid Bildungs- 

zentrum Soest und für Lehrwerkstätten Haus Düsse  
15,1 Millionen im Rahmen des Modernisierungspakts Berufliche Bildung  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Arbeitsminister Laumann kam mit dicken Förderbescheiden in das handwerkliche 

Bildungszentrum Soest. Im Rahmen des „Modernisierungspakts Berufliche Bildung“ för-

dert die Landesregierung die bauliche Modernisierung des Bildungszentrums Soest (12 

Mio.)  und – das freut mich besonders – der Lehrwerkstätten für die Milchviehhaltung im 

Versuchs- und Bildungszentrum Landwirtschaft Düsse in Bad Sassendorf (3,1 Mio). Beide 

Zuwendungen bekräftigen die Fachkräfteoffensive Nordrhein-Westfalen, die unter ande-

rem die Stärkung der beruflichen Bildung zum Ziel hat. 

 

Modernstes handwerkliches Bildungszentrum inklusive nachhaltigem Energiekonzept in 

Soest 

Im Bildungszentrum Soest der Kreishandwerkerschaft Hellweg-Lippe wird der Handwer-

kernachwuchs aus der gesamten Hellweg-Lippe-Region überbetrieblich ausgebildet. Rund 

7000 Auszubildende besuchen das Zentrum jährlich. Mit dem Ersatzneubau von drei Hal-

len sowie Modernisierungsmaßnahmen im Bestand entsteht in Soest eines der modernsten 

handwerklichen Bildungszentren Deutschlands inklusive nachhaltigem Energiekonzept 

mit Eisspeicheranlage. 

 



 
  

Lehrwerkstatt Rind Haus Düsse – zukunftsorientierte Tierhaltung 

Die Grundlage für die kommenden Veränderungen in der Tierhaltung ist eine fundierte, 

praxisnahe Ausbildung im Ausbildungsberuf zur Landwirtin und Landwirt. In der Lehr-

werkstatt Rind werden die Auszubildenden fachkundig und praxisorientiert an eine zu-

kunftsorientierte Tierhaltung herangeführt. Die wichtigen Baumaßnahmen zur Realisie-

rung dieses Lehrkonzeptes können nun Dank der Fördermittel von Bund un d Land reali-

siert werden. 

 

Heinrich Frieling und ich sind der Einladung zur Übergabe dieser Förderbescheide gern 

gefolgt.                     zurück zur Übersicht 

 

„Köstliche“ Besuche in Soest, Lippstadt, Werl und Rüthen 
Dieser Monat meinte es besonders gut mit mir. Zur Kaffeetafel, zum Abendbrot, zum He-
ringsessen verbunden mit lebhaften politischen Diskussionen war ich eingeladen bei der 
CDU Senioren-Union in Werl und Rüthen, bei der CDU Frauen Union Lippstadt und zur 
Vorstandssitzung der CDU Senioren Union Kreisverband Soest. Ich war gebeten, in einer 
tour d’horizon die aktuellen Vorhaben der Ampel-Regierung vorzustellen, die Haltung der 
Unions-Fraktion darzulegen und natürlich die Mittel, die wir in der Opposition ergreifen, 
um schlimmste Fehlentwicklungen abzumildern und bessere Alternativen aufzuzeigen. 
 
Für mich ist es immer wieder eine gute Erfahrung, diese Bundesthemen, deren Auswir-
kungen wir alle ganz direkt im privaten und beruflichen Leben mittragen, sei es der Ukra-
ine-Krieg mit Inflation und Aufnahme von Millionen Geflüchteten, sei es Energiepolitik, 
Verkehrspolitik, sei es Zuwanderung und Fachkräftemangel, mit meinen Parteifreunden 
ganz lebensnah an der Basis zu besprechen. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 

Große Runde bei der  

Senioren-Union Werl 



 
  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
    

Mit Jörg Blöming beim  
festlichen Heringsessen der  

Frauen Union Lippstadt 
in Hörste 

Fröhlicher Abend bei der 
Senioren-Union Rüthen 



 
  

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Mit Dank für die Einladungen. Gern komme ich wieder! 
 

zurück zur Übersicht 

 
In Berlin  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

 

Digitale Mitgliederversammlung für Vereine 
Union sorgt für Wiedereinführung -  Gesetz zur Ermöglichung digitaler Mitglie-
derversammlungen im Vereinsrecht beschlossen 
 

 

 

 

 

 

 

 

 
…und zu einem Glas Mineralwasser 

 
Vorstandssitzung  

der 
CDU Senioren Union  
Kreisverband Soest 

in der CDU Kreisgeschäftsstelle Soest 



 
  

Während der Pandemie haben sich digitale Mitgliederversammlungen bei Vereinen be-

währt. Nach dem Auslaufen der Covid-Gesetzgebung im vergangenen Jahr konnten Vereine 

keine digitalen Mitgliederversammlungen mehr durchführen, wenn die Satzung das nicht 

hergab. Die Union hat dieses Thema so lange auf die Tagesordnung gesetzt, bis die Ampel 

endlich die Notwendigkeit einer dauerhaften gesetzlichen Regelung erkannt hat.  

Zögern der Ampel brachte Vereine in die Bredouille 

Bisher hatte die Ampel die Vereine im Regen stehen lassen. Vorstände wissen am besten, 

ob eine Mitgliederversammlung im eigenen Verein in Präsenz, hybrid oder digital durch-

geführt werden sollte. Während die Union rein digitale Mitgliederversammlungen auch 

aufgrund eines Vorstandsbeschlusses erlauben wollte, fordert die Koalition einen vorhe-

rigen Mitgliederbeschluss. Die Koalition macht es an dieser Stelle zwar unnötig kompli-

ziert. Alles in allem setzen wir mit unserer Beharrlichkeit aber eine echte Vereinfachung 

für die Vereinsarbeit durch. Hybride und digitale Versammlungen werden als Alternative 

zum Treffen in Präsenz für unsere Vereine wieder möglich. 

Hybride und rein digitale MVo per Vorstands- und Mitgliederbeschluss 

Künftig können Vereine mit Vorstandsbeschluss bestimmen, dass Mitgliederversammlun-

gen hybrid stattfinden. Hybrid heißt dabei, dass sich Mitglieder je nach Wunsch entwe-

der am Veranstaltungsort einfinden oder digital zuschalten können. Für rein digitale Mit-

gliederversammlungen braucht es einen einmaligen Mitgliederbeschluss. Nicht mehr er-

forderlich ist, dass die Vereinssatzung angepasst werden muss.             Zurück zur Übersicht 

                                      

Zukunft mit dem Wolf in Deutschland – Bestandsgrenzen 

anerkennen 
Pressekonferenz im Paul-Löbe-Haus  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

v.l.: Dr. Anja Weisgerber MdB, Umweltpolitische Sprecherin CDU/CSU Bundestagfraktion, Mar-
kus Flasche, Büro Otte, Henning Otte MdB, Fachsprecher ländlicher Raum CDU/CSU Bundestag-
fraktion, Hans-Jürgen Thies MdB, jagdpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bundestagfraktion, Mar-
tin Schöffel MdL, Sprecher der agrarpolitischen Sprecher der CDU-und CSU Landtagsfraktionen 
 



 
  

Wir lassen nicht locker:  

Die Zukunft für den Wolf in Deutschland geht nur mit mehr Monitoring, mit mehr Be-

standsmanagement und der Anerkennung der natürlichen Bestandsgrenzen. Im Nachgang 

zu der Tagung der agrar- und jagdpolitischen Sprecher der CDU- und CSU-Fraktionen in 

Europa, dem Bund und den Ländern (ich berichtete im Januar-Newsletter) haben wir ein 

gemeinsames Konzeptpapier erstellt, dass wir nun der Fachpresse und betroffenen Ver-

bänden, wie z.B. der Deutschen Reiterlichen Vereinigung, vorgestellt haben.  

 

Dieses Konzeptpapier lasse ich Ihnen gern zukommen. Sie können es per Email in mei-

nem Berliner Büro bestellen: hans-juergen.thies@bundestag.de.        Zurück zur Übersicht                                          

 

 

Mehrgefahrenversicherung in der Landwirtschaft 
Gespräch mit dem Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft 
(GDV) 

 
 

▶ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
         Mit Vertretern der GDV Schadensverhütung Andreas Hahn, Maja Pfister, Oliver Hauner 
 
Extremwettereignisse erfordern mehr Eigenvorsorge 

Die vom Klimawandel ausgehenden massiv gewachsenen Risiken durch Extremwetterer-

eignisse sind eine erhebliche Herausforderung für die landwirtschaftlichen Betriebe. Ver-

sicherungsabschlüsse gegen die Gefahren Spätfrost, Starkregen, Trockenheit und Sturm 

stellen deshalb eine Möglichkeit zur Eigenvorsorge landwirtschaftlicher Betriebe dar.  

 

Staatliche Unterstützung für KMUs 

Solche Mehrgefahrenversicherungen müssen aber marktgängig, d.h. auch für kleinere und 

mittlere Betriebe bezahlbar sein. Hier ist staatliche Unterstützung, etwa aus Mitteln der 

GAK, gefordert. 

Zurück zur Übersicht 

mailto:hans-juergen.thies@bundestag.de


 
  

Schülerinnen und Schüler der Sekundarschule Hugo Stern, 

Rüthen, im  Bundestag 
Zwei Klassen der Sekundarstufe II zu Besuch 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine meiner schönsten Pflichten ist es, Schüler und Schülerinnen aus dem Wahlkreis im 

Bundestag zu begrüßen. Meistens gibt es ein Treffen in dem eindrucksvollen Paul-Löbe-

Haus, wo unsere Ausschüsse tagen. 

 

Gerne nehme ich mir eine Stunde und mehr Zeit, um mit den Schülern und Schülerin-

nen über die Tätigkeit eines Bundestagsabgeordneten zu sprechen. Das Spannendste für 

mich sind die Fragen und Vorschläge, die von den Schülern an mich herangetragen wer-

den. Die Schüler und Schülerinnen aus Rüthen waren sehr gut vorbereitet und interes-

siert, sowohl an politischen Themen wie auch ganz persönlich an der Frage, wie ich 

denn Politiker geworden sei und vor allem: Warum?  

 

Es war eine muntere Stunde mit sehr aufgeweckten Schülern. Meine Gratulation an die 
Sekundarschule Rüthen! 
 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 



 
  

Besuch der Kreisjägerschaft Soest 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In einer großen Gruppe mit 50 Teilnehmern hatte die Kreisjägerschaft Soest Ende Februar 

meine Einladung zu einer BPA-Fahrt wahrgenommen und den Bundestag besucht.  

 

Mit dem Programm für die Kreisjägerschaft hatte sich das Bundespresseamt große Mühe 

gegeben und einen Besuch im Bundeslandwirtschaftsministerium vorgesehen. Hier konn-

ten sich die Jägerinnen und Jäger im Gespräch mit dem Ministerialrat des Referates für 

Nationale Waldpolitik, Jagd und Kompetenzzentrum Wald und Holz, Prof. Dr. Schweizer,  

über die politische Neuausrichtung des Hauses unter Cem Özdemir informieren. Um jagd-

politische Themen ging es dann im Gespräch mit dem Geschäftsführer des Deutschen Jagd-

verbandes, Olaf Niestroj. 

 

Am zweiten Tag konnte ich die Gruppe im Bundestag begrüßen. Auch in unserem Ge-

spräch ging es um tagespolitische Fragen sowie um Fragen zur  Jagd auf Bundes- und Lan-

desebene. Ganz vordringlich gerade für die Jagd im Kreis Soest ist die neue, am 15. Februar 

2023 in Kraft getretene REACH-Verordnung mit dem Verbot für Bleischrot in Feuchtgebie-

ten.  

 

Ein weiteres lokales Thema betraf die Zukunft des  Schießstandes der KJS Soest in Hid-

dingsen,  

 

Zuletzt kam noch die Frage nach dem überraschenden Austritt der Bundesrepublik aus 

dem internationalen Rat zur Erhaltung des Wildes und der Jagd, CIC. In diesem internati-

onalen Gremium war die Bundesrepublik über 50 Jahre Mitglied. Im letzten Dezember 

hatte das Bundeslandwirtschaftsministerium die deutsche Mitgliedschaft ohne Abstim-

mung innerhalb der Ampel gekündigt. Eine kurzsichtige Entscheidung aus persönlicher 

Abneigung gegen die Jagd und ein anschauliches Beispiel für die politische Neuausrich-

tung des Hauses unter Cem Özdemir.                 Zurück zur Übersicht 

 

 

 



 
  

 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I  Kernbotschaften der Plenarwochen im Februar 

Unser Leitantrag im Februar: Die Ankündigungen zu den Härtefallhilfen gegen hohe Ener-

giepreise sofort und vollständig umsetzen. 

Gut zehn Millionen Haushalte in Deutschland heizen mit Öl und Pellets. Gerade ländliche 

Regionen ohne Gasnetze sind auf diese Energieträger angewiesen. Viele Betriebe, vor allem 

kleine und mittlere Unternehmen im ländlichen Raum, vertrauen auf Öl, Pellets oder Flüs-

siggas als Produktions- und Heizmittel. Manche Unternehmen haben jüngst sogar gezielt 

einen Brennstoffwechsel unternommen – auch als Beitrag zur Reduzierung des Gasver-

brauchs.  

Auf unseren Druck hin hat die Bundesregierung Gelder für Härtefallhilfen für private Nut-

zer von Öl-, Pellet- oder Flüssiggasheizungen sowie für kleine und mittlere Unternehmen 

und für Kultureinrichtungen versprochen. Die Voraussetzungen für eine zeitnahe und un-

bürokratische Auszahlung dieser Härtefallhilfen müssen jetzt schnellstmöglich geschaffen 

werden. Dennoch haben die Regierungsfraktionen in der vergangenen Sitzungswoche im 

Haushaltsausschuss die Freigabe der im Wirtschaftsstabilisierungsfonds vorgesehenen 

Mittel für die Härtefallregelungen sowohl für kleine und mittlere Unternehmen als auch 

für Kultureinrichtungen verweigert. 

Die Entlastung bei den Energiekosten für Betriebe und Privathaushalte war von der Bun-

desregierung fest zugesagt worden. Der Wortbruch der Ampel-Koalition ist ein verheeren-

des Signal an Wirtschaft und Verbraucher. Die Menschen müssen sich auf die Ankündi-

gungen der Politik verlassen können. 

Aktuelle Stunde: Krise auf dem Wohnungsmarkt – jetzt entschlossen gegensteuern. 

Mit Amtsantritt hatte die Ampel-Regierung das selbstgesteckte Ziel ausgegeben, pro Jahr 

400.000 neue Wohnungen – davon 100.000 Sozialwohnungen – bauen zu wollen. Aber 

mittlerweile hat Bauministerin Geywitz einräumen müssen: Dieses Ziel wird für die Jahre 

2022 und 2023 klar verfehlt. Zu erwarten ist, dass es auch im Jahr 2024 so weitergeht. 

Bereits jetzt besteht in vielen Regionen ein erheblicher Mangel an Wohnraum. Das wirt-

schaftliche Umfeld bleibt auch auf absehbare Zeit sehr herausfordernd: Zinsen und Mate-

rialkosten steigen weiter und auf dem Bau herrscht ein immenser Fachkräftemangel. Hinzu 

kommen von der Ampel hausgemachte Probleme, wie etwa das Chaos bei der KfW-Förde-

rung, überhöhte Standards für die Energieeffizienz oder die Abschaffung bewährter Pro-

gramme wie das Baukindergeld. Bauherren werden dadurch verunsichert. 

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

Bezahlbares Wohnen ist eine der wichtigsten sozialen Fragen unserer Zeit – in der Stadt 

und inzwischen auch im ländlichen Raum. Bauen und Investieren braucht aber vor allem 

eines: Planungssicherheit und Verlässlichkeit. Für uns gilt: Nur mit mehr Wohnungsneu-

bau nehmen wir Druck von den Mieten und schaffen Wohnraum für Familien. Dabei müs-

sen wir alle Wohnformen in den Blick nehmen: Mietwohnungen, Eigentumswohnungen 

und Einfamilienhäuser. Wir wollen keine ideologischen Einschränkungen beim Woh-

nungsbau. Nur wenn wir alle Kräfte bei Bauherren und Unternehmen freisetzen und alle 

Wohnformen berücksichtigen, können wir den Wohnungsneubau in Schwung bringen. 

Wir brauchen deshalb eine Offensive für den Wohnungsbau ohne ideologische Einschrän-

kungen.  

Aktuelle Stunde: Aufklärung der Rolle von Ministerpräsidentin Manuela Schwesig im Rah-

men der Vorgänge um die Klimastiftung in Mecklenburg-Vorpommern. 

Im Januar 2021 gründete die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern unter SPD-Ministerprä-

sidentin Manuela Schwesig im Eilverfahren die sogenannte „Stiftung Klima- und Umweltschutz 

MV“. Diese Stiftung ist nicht gemeinnützig. Sie erhielt vom russischen Staatsunternehmen Ga-

zprom 2021 ein Vermögen in Höhe von 20 Mio. Euro. Im Folgenden gab es eine intensive öffent-

liche Diskussion darüber, ob die Stiftung anlässlich dieser Zuwendung knapp 10 Mio. Euro Schen-

kungsteuer zahlen müsse oder nicht. Schlussendlich wurde ein entsprechender Bescheid zwar er-

lassen, gegen diesen setzt sich die Stiftung aber gerichtlich zur Wehr. Daran schlossen sich wei-

tere erstaunliche Vorgänge an, die darin gipfelten, dass die lange Zeit „verloren gegangene“ Schen-

kungsteuererklärung der Stiftung von einer nicht zuständigen Finanzbeamtin des Finanzamtes 

Ribnitz-Damgarten in Panik verbrannt worden sein soll. Die dubiosen Geschehnisse rund um die 

sogenannte „Stiftung Klima- und Umweltschutz MV“ müssen jetzt umgehend und umfassend auf-

geklärt werden. Ministerpräsidentin Schwesig muss ihre eigene Rolle in diesem politischen 

Sumpf offenlegen. Die entscheidenden Fragen sind: Wer wusste wann was? Warum kam es immer 

wieder zu „Pannen“ bei der Finanzverwaltung, wenn es um diese Stiftung geht? Welche politische 

Einflussnahme hat es gegeben? Warum wurde der Parlamentarische Untersuchungsausschuss in 

Schwerin nicht zeitnah informiert? Das SPD-Schweigekartell um diese Gazprom-Stiftung muss 

endlich durchbrochen werden. 

Unser Antrag „A100 fertig bauen“. 

Wir wollen die A 100 in Berlin zu einer klimapolitisch fortschrittlichen Autobahn entwi-

ckeln und eine dauerhafte Verbesserung der Lebensqualität in den Bezirken Berlins errei-

chen. Der Weiterbau hat eine große Bedeutung für eine zukunftsfähige Infrastruktur in Ver-

bindung mit einer spürbaren Entlastung der Bürgerinnen und Bürger in Berlin. Der Mangel 

an leistungsfähigen Straßen führt in der dicht besiedelten Stadt zu hoch belasteten Straßen. 

Mit dem Weiterbau der A 100 wird der Osten Berlins leistungsfähig erschlossen. Der Wirt-

schaftsverkehr verlagert sich auf das übergeordnete Verkehrsnetz. Die Umsetzung ermög-

licht dem Land Berlin, umliegende städtische Straßen zurückzubauen und den Verkehr 

aus den Wohnquartieren heraus zu verlagern. 

Grüne und weite Teile der SPD lehnen den Weiterbau der A 100 jedoch ab. Das ist kurz-

sichtig und falsch. Zum Zeitpunkt der Fertigstellung werden viele Fahrzeuge mit klima-



 
  

neutralen Antrieben bzw. Kraftstoffen auf den Straßen unterwegs sein. Die Entlastung in-

nerstädtischer Quartiere vom Verkehr und die damit verbesserte Lebensqualität sind ein 

Gewinn. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         
                                                                                                        Zurück zur Übersicht 

 
II  Februar 2023 im Parlament 
______________________________________ 
 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

Politische und wirtschaftliche Beziehungen zu Lateinamerika stärken – Assoziierungsab-

kommen zwischen der Europäischen Union und den Mercosur-Staaten in Kraft setzen. Die 

EU und die vier Mercosur-Staaten Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay haben vor über 

20 Jahren die Verhandlungen über ein gemeinsames Assoziierungsabkommen aufgenommen. Im 

Juni 2019 wurde eine politische Einigung über den Handelsteil des Abkommens erzielt. Mit dem 

Abkommen würde mit über 700 Millionen Einwohnern eine der größten Freihandelszonen der 

Welt entstehen. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, sich mit Nachdruck für 

eine schnelle Ratifikation des EU-Mercosur-Assoziierungsabkommens einzusetzen. Ein solches 

Abkommen ermöglicht eine stärkere Diversifizierung und somit weniger Abhängigkeit von ein-

zelnen Staaten. 

Der Radverkehr ist ein wichtiger Baustein für alltagstaugliche, gesunde und klimafreundliche Mo-

bilität. Mit dem Nationalen Radverkehrsplan (NRVP) 3.0 haben die CDU/CSU-geführte Bundesre-

gierung sowie Länder, Gemeinden und Verbände, einschließlich Bürgerbeteiligung, in der 19. Le-

gislaturperiode eine ambitionierte Strategie erarbeitet, um den Radverkehr in Deutschland weiter 

voranzubringen. Mit unserem Antrag Fahrradland Deutschland – Umsetzung des Nationalen 

Radverkehrsplans richten wir sechs Forderungen an die Bundesregierung. Dazu gehören u.a. die 

Forderung, den Nationalen Radverkehrsplan der Bundesregierung aus der 19. Legislaturperiode 

zeitnah umzusetzen. Das Straßenverkehrsrecht muss darüber hinaus weiterentwickelt werden, 

um die Sicherheit im Straßenverkehr für Radfahrerinnen und Radfahrer zu erhöhen.  

Das Bauwesen ist für rund 60 Prozent des weltweiten Ressourcenverbrauchs, für rund 50 Prozent 

des weltweiten Abfallaufkommens und für mehr als 35 Prozent des weltweiten Energieverbrau-

ches verantwortlich.  Somit ist der Bausektor eine Schlüsselbranche zur Erreichung der Pariser 

Klimaziele. Ein entscheidender Faktor dabei ist, dass gut ein Drittel aller Treibhausgasemissionen 

eines Gebäudes vor der tatsächlichen Nutzung entstehen – nämlich bei der Herstellung und Er-

richtung. Mit unserem Antrag Einsatz von Recycling-Baustoffen stärken wollen wir die Her-

stellungsphase und den Ressourcenverbrauch eines Gebäudes stärker in den Blick nehmen und 

Einsatz von Recycling-Baustoffen auf eine breite Grundlage stellen. Erforderlich ist ein Mehrklang 

aus sinnvollen Grenzwerten, zielgerichteten Förderprogrammen und rechtlichen Regelungen, 

um mit gezielten Maßnahmen die Rahmenbedingungen für das Baustoffrecycling zu verbessern. 

Gesetz zur Ermöglichung digitaler Mitgliederversammlungen im Vereinsrecht. Mitglieder-

versammlungen müssen im Vereinsrecht grundsätzlich als Präsenzveranstaltung stattfinden. Die 



 
  

Abhaltung von virtuellen Mitgliederversammlungen ist nur dann möglich, wenn die Satzung des 

Vereins dies ausdrücklich vorsieht. Gleiches gilt für den Vorstand von Vereinen und Stiftungen 

sowie für andere Vereins- und Stiftungsorgane. Die pandemiebedingten Sonderregelungen, die 

noch bis zum 31. August 2022 in Kraft waren, ermöglichten es den Vereinen, auch ohne entspre-

chende Satzungsregelung Mitgliederversammlungen im Wege der elektronischen Kommunika-

tion durchzuführen. Diese Regelung ist angesichts der voranschreitenden Digitalisierung auch 

über die pandemische Situation hinaus sinnvoll. Wir bringen deshalb einen Gesetzentwurf in ers-

ter Lesung ein, mit dem wir die Vorschrift in modifizierter Form beibehalten. 

Bei den sog. „roten Gebieten“ handelt es sich um landwirtschaftlich genutzte Regionen, die mit 

Nitraten belastet sind. Mit unserem Antrag Verursacherprinzip beachten – Ausnahmemög-

lichkeiten für landwirtschaftliche Betriebe in roten Gebieten schaffen fordern wir die Bun-

desregierung auf, umgehend in Abstimmung mit den Bundesländern ein Konzept zur verursa-

chergerechten Befreiung landwirtschaftlicher Betriebe, die nachweislich gewässerschonend wirt-

schaften, von Verpflichtungen in roten Gebieten vorzulegen und das erarbeitete Konzept eng mit 

der EU-Kommission abzustimmen. So kann die Bundesregierung eine rechtssichere und zügige 

Umsetzung ermöglichen.             Zurück zur Übersicht 

Geschäftsbeziehungen im Bankenverkehr auch in Zukunft rechtssicher gestalten. Der Bun-

desgerichtshof (BGH) hat 2021 entschieden, dass Bankkunden bei Änderungen von Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen (AGB) der Bank zustimmen müssen. Die Kreditinstitute dürfen in ihren 

AGB – entgegen der bisherigen jahrzehntelangen Praxis – nicht mehr regeln, dass eine Zustim-

mung als erteilt gilt, wenn der Kunde in der gesetzten Frist nicht widerspricht (sog. Zustimmungs-

fiktionsklausel). Die Rechtslage nach dem Urteil des Bundesgerichtshofs ist absolut unbefriedi-

gend. Es liegt im berechtigten Interesse der Kreditinstitute, über die Zeit erforderlich werdende 

Anpassungen ihrer AGB in Form einer Zustimmungsfiktion realisieren zu können, da dies ohne 

großen Aufwand erfolgen kann. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung deshalb auf, 

eine entsprechende Rechtsanpassung in die Wege zu leiten. 

Es ist nie zu früh, sich auf den nächsten Winter vorzubereiten – unter dieser Maßgabe hat die In-

ternationale Energieagentur (IEA) jüngst Maßnahmen zur Stabilisierung des Strom- und Gasmark-

tes mit Blick auf den Winter 2023/2024 vorgeschlagen. Mit unserem Antrag Deutschlands Energie-

versorgung sichern und jetzt für den Winter 2023/2024 vorbereiten fordern wir: Dem muss die Bun-

desregierung jetzt schnell Folge leisten. Denn sonst droht den EU-Staaten im nächsten Winter 

eine Gaslücke von fast 30 Mrd. Kubikmetern. Gleichzeitig werden unsere Gasversorgung und die 

Preisentwicklung erheblich von der Lage am Weltmarkt abhängen. Mit unserem Antrag legen wir 

einen Energieplan für den Winter 2023/2024 vor, um neben dem Krisenmanagement für den lau-

fenden Winter rechtzeitig auch für den darauffolgenden Winter vorzusorgen.   

                                                    Zurück zur Übersicht 

In erster Lesung beraten wir unseren Entwurf für ein Gesetz zur weiteren Fristverlängerung für 

den beschleunigten Infrastrukturausbau in der Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder. 

Mit dem Ganztagsförderungsgesetz vom 2. Oktober 2021 wird ein Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung für alle Kinder im Grundschulalter ab dem 1. August 2026 stufenweise eingeführt und 

der hierfür erforderliche Infrastrukturausbau unterstützt. Den Ländern und Kommunen werden 

insgesamt Finanzhilfen des Bundes in Höhe von 3,5 Milliarden Euro für den Ganztagsausbau zur 

Verfügung gestellt.  Bereits aufgrund der Corona-Pandemie und der Hochwasserkatastrophe in 



 
  

einigen Regionen Deutschlands im Juli 2021 und den damit zusammenhängenden Verzögerun-

gen hat sich die Umsetzung der Maßnahmen nach dem Investitionsprogramm erheblich verzö-

gert. Auf Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion wurde die Laufzeit des Investitionsprogramms 

deshalb bereits um ein Jahr verlängert. Dennoch konnten in vielen Bundesländern die festgeleg-

ten Fristen nicht eingehalten werden. Es besteht nunmehr die Gefahr, dass Kommunen, die im 

Vertrauen auf den Erhalt der Fördermittel bereits Aufträge erteilt haben, im Falle eines Widerrufs 

von Förderbescheiden Kosten selbst tragen müssten bzw. Bauvorhaben nicht fertiggestellt wer-

den könnten. Vor diesem Hintergrund ist es dringend erforderlich, die Laufzeit des Investitions-

programms um ein weiteres Jahr zu verlängern.         Zurück zur Übersicht 

In dieser Woche debattieren wir zwei von uns erarbeitete Anträge zu der sicherheitspolitisch 

wichtigen Sahel-Region: Den MINUSMA-Einsatz rasch aber geordnet in diesem Jahr beenden 

– Unser zukünftiges Engagement im Sahel mit einer Gesamtstrategie auf eine solide und 

tragfähige Grundlage stellen sowie unseren Antrag Die Sahel-Zone als Schlüsselregion für 

Europas Sicherheit begreifen – Den Mali-Einsatz militärisch und politisch zum Erfolg füh-

ren. Die Bundesregierung schafft es nicht, die politischen Rahmenbedingungen für den aktuell 

gefährlichsten deutschen Auslandseinsatz klar und für die Bürgerinnen und Bürger – und für die 

Soldaten vor Ort – klar und verständlich zu definieren. Das lässt nicht nur die Effektivität dieses 

eigentlich wichtigen Einsatzes verpuffen. Durch ihre unklare Kommunikation gegenüber der Re-

gierung in Bamako gefährdet die Bundesregierung unnötig die eingesetzten Soldatinnen und Sol-

daten und schafft Freiraum für Akteure wie Russland. Mit unserem Antrag fordern wir deshalb ein 

Konzept für den Sahel, eine Führungsrolle Deutschlands in der Afrikapolitik der EU, eine strate-

gische Betrachtung der Herausforderungen durch Russland und die zugesagte Evaluierung des 

Einsatzes. 

Konsequente Reaktion des Rechtsstaats auf den russischen Angriffskrieg ermöglichen – 

Sondertribunal einrichten. Seit den Nürnberger Tribunalen von 1946 ist sich die Völkerrechts-

wissenschaft einig: Angriffskrieg ist ein Verbrechen. Ein solches Verbrechen der Aggression wird 

den russischen Machthabern richtigerweise zur Last gelegt. Allerdings hat der Internationale 

Strafgerichtshof (IStGH) nur eingeschränkte Kompetenzen, um dieses Verbrechen zu ahnden. Mit 

unserem Antrag, den wir in dieser Woche abschließend beraten, fordern wir deshalb die Einrich-

tung eines internationalen Sondertribunals als funktionale Erweiterung des IStGH, damit die rus-

sischen Verbrechen der Aggression untersucht und strafrechtlich verfolgt werden können. 

In den vergangenen Monaten ist – auch über den Zuzug ukrainischer Kriegsflüchtlinge hinaus – 

die Zahl der Asylgesuche in Deutschland stark angestiegen und hat seit Herbst letzten Jahres noch-

mals deutlich zugenommen. Die Länder und Kommunen geraten durch diese Entwicklung enorm 

unter Druck, die Kapazitäten zur Aufnahme sind vielerorts erschöpft. Eine weitere Verschärfung 

der Lage ist angesichts des weiteren Kriegsverlaufs in der Ukraine und der prekärer werdenden 

Situation von fast vier Millionen Syrern in der Türkei nicht auszuschließen. Mit unserem Antrag 

Migrationspolitischen Sonderweg in Europa sofort beenden, den wir in dieser Woche ab-

schließend im Plenum beraten, fordern wir: Es darf keine weiteren Anreize für irreguläre Migra-

tion nach Deutschland und Europa geben. Die dramatische Migrationslage muss in der Bundesre-

gierung endlich Chefsache werden. Wir dürfen keine weiteren Anreize für irreguläre Migration 

nach Deutschland setzen. Wir stehen zu unseren humanitären Verpflichtungen – aber die Auf-

nahmekapazitäten müssen den tatsächlich Schutzbedürftigen zugutekommen. 



 
  

Gesundheit - Forschungsstandort Deutschland stärken – Bessere Rahmenbedingungen für 

Datennutzung und KI schaffen. Der internationale Wettbewerb um die Technologien der Zu-

kunft ist rasant. Der Forschungs- und Innovationsstandort Deutschland muss sich stets weiter-

entwickeln, um international in der Spitze mithalten zu können. Dies gilt auch im Bereich der 

klinischen Forschung. Gerade im Bereich der Universitätsmedizin gibt es noch ungenutztes Po-

tenzial, das es zu entfesseln gilt. Dafür müssen wir strukturelle Hemmnisse abbauen und dafür 

Sorge zu tragen, dass Forschungskapazitäten in Deutschland auf- und nicht abgebaut werden. Die 

zuständige Bundesforschungsministerin lässt aber bisher keinerlei Gestaltungswillen erkennen. 

Dies gilt auch für den Bereich der Gesundheitsforschung, der im engen Zusammenspiel mit dem 

BMG (und BMWK) weiterentwickelt werden müsste. Mit unsrem Antrag, den wir in dieser Woche 

erstmalig beraten, schlagen wir in diese Kerbe. Wir fordern die Bundesregierung auf, strukturelle 

Hemmnisse abzubauen und insbesondere die Universitätsmedizin stärker in den Fokus zu rü-

cken. 

Kollaps der Ziviljustiz verhindern – Wirksame Regelungen zur Bewältigung von Massen-

verfahren schaffen. Die Belastung der deutschen Ziviljustiz durch Massenverfahren – also durch 

Verfahren mit gleicher Tatsachengrundlage, aber einer Vielzahl von Klägerinnen und Klägern, wie 

etwa im Zuge des VW-Abgasskandals – nimmt seit Jahren zu. Es hat mittlerweile ein Ausmaß er-

reicht, das die Funktionsfähigkeit der Justiz ernsthaft gefährdet. Richterinnen und Richter arbei-

ten teilweise weit über ihrer Belastungsgrenze, nach Rechtsschutz suchende Bürgerinnen und 

Bürger warten mitunter Jahre auf eine rechtskräftige Entscheidung. Die sich im Bereich von Mas-

senverfahren intensivierende Bindung von Personal hat Auswirkungen auf die gesamte Justiz. 

Um die Funktionsfähigkeit der Ziviljustiz zu erhalten, besteht dringender gesetzgeberischer 

Handlungsbedarf. Mit unserem Antrag fordern wir die Bundesregierung auf, im Zivilprozessrecht 

bei Verfahren mit gleicher Tatsachengrundlage Erleichterung in der Bewältigung der Klageflut 

durch die Zivilgerichte zu schaffen. 

 

 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

In abschließender zweiter und dritter Lesung beraten wir den Entwurf der Bundesregierung für 

ein Gesetz zur Beschleunigung von verwaltungsgerichtlichen Verfahren im Infrastruktur-

bereich. Verwaltungsgerichtliche Verfahren über besonders bedeutsame Infrastrukturvorhaben 

können aufgrund ihrer Komplexität und der sich in tatsächlicher wie in rechtlicher Hinsicht er-

gebenden Schwierigkeiten lange dauern. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die Verfahrensdauer für 

diese Vorhaben mit einer hohen wirtschaftlichen oder infrastrukturellen Bedeutung zu reduzie-

ren, ohne hierbei die Effektivität des Rechtsschutzes zu beeinträchtigen. Grundsätzlich begrüßen 

wir eine Beschleunigung von Infrastrukturvorhaben – ob dies mit dem vorliegenden Gesetzent-

wurf gelingen wird, darf aber bezweifelt werden. 

In erster Lesung befassen wir uns mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zum Neu-

start der Digitalisierung der Energiewende. Zentrales Ziel dieses Gesetzes ist laut Bundesregie-

rung, den Rollout intelligenter Messsysteme zu beschleunigen und zu entbürokratisieren sowie 

die Rechtssicherheit zu stärken. Gleichzeitig sollen Kosten zukunftsfest und gerechter verteilt, ein 



 
  

Anreiz für Markt und Wettbewerb geschaffen, Kompetenzen zielgerichtet gebündelt und ein zu-

sätzlicher Beitrag zur Nachhaltigkeit geleistet werden. Den Grundansatz des Gesetzentwurfs be-

grüßen wir. Bisher gibt es Kritik an der Umsetzung des Rollouts und zum Datenschutz. Wir wer-

den die Themen aufgreifen und im parlamentarischen Verfahren thematisieren. Auch werden wir 

zum Gesetzentwurf eine öffentliche Anhörung beantragen. 

                 Zurück zur Übersicht 
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Bürgersprechstunde im März 
 

 

Lippstadt 

Dienstag, 21. März um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

Soest 

Mittwoch, 22. März um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
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